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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar – damals noch als Epidemie
eingestuft – erreichte und seither in Atem hält. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemäss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenüber
den Kantonen sowie die Verantwortung für die Krisenbewältigung übernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung über «Massnahmen zur Bekämpfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit über 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. März in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoländern einschränkte und das Zusammenkommen von über 100
Personen untersagte. 
Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkündete der Bundesrat am 16. März die ausserordentliche Lage gemäss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin genügend freie
Betten in Krankenhäusern garantieren zu können. Abgesehen von
Lebensmittelgeschäften und Gesundheitseinrichtungen mussten sämtliche Läden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Öffentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Präsenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevölkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn möglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren – was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte –, waren die Devise. Die Grenzen zu sämtlichen noch offenen
grossen Nachbarländern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurück ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Rückholaktionen von im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern, an der sich
auch die Rega beteiligte. 
Am 20. März reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrösse von
öffentlichen Versammlungen weiter auf fünf Personen. Da die Spitäler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchführung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungen], was dazu führte, dass die Spitäler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu können. 
Am 8. April verlängerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kündigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation während den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurückgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.
Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermöglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudämpfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschäfte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Räte in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern unter anderem noch Differenzen bezüglich des

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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eigenständigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezüglich der Ausbildungsbeiträge durch die Kantone. 
Weiter ermöglichten die beiden Räte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermöglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschäft
und hiess die entsprechende Änderung am BetmG gut. 
Im Spätsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es müsse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der öffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot für Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstütze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte. 

Während in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten Olympischen Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorläufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. März (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgeführt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dämpfen, sagte der Bundesrat am 20. März der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Hälfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Hälfte als A-fonds-perdu-Beiträge an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Ständerat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket für den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. für den Spitzensport und CHF 200 Mio. für den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren können sollen.

Nicht nur für die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch für die Schweizer
Bevölkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei würden aber nicht
alle Bevölkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit für
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstützungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Höhe von CHF 1'000 beinhalteten, für armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemäss Medien verstärkten Ungleichheiten in
der Bevölkerung wurden insbesondere anhand der teilweise über einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zürich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen können, sowie Ausländerinnen und Ausländer mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezögen. 
Bereits im Vorjahr – also noch vor der Pandemie – hatte der Ständerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines fünfjährigen Monitoring-
Zyklus zur Prävention und Bekämpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umstände, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veröffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren –
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sprich im Frühjahr und im Herbst –, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte über alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Während sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist für den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpräsenz hingegen sehr gering aus. 1

Im Mai und Juni 2022 gab es in den Schweizer Medien einige Berichterstattung über
vermehrte psychische Probleme bei Jugendlichen zu verzeichnen. 2020 hatte das BAG
im Rahmen des Nationalen Gesundheitsberichts 2020 bereits auf einen Mangel an
Therapieplätzen für Kinder und Jugendliche hingewiesen, im Jahr 2021 hätten sich die
Anmeldezahlen für Therapieplätze aber nochmals stark erhöht, führte Dagmar Pauli,
Chefärztin der Kinder- und Jugendpsychiatrie der Psychiatrischen Universitätsklinik
Zürich, aus.
Als Gründe für die psychischen Probleme wurden verschiedene Bereiche ausgemacht.
Währenddem Lulzana Musliu von Pro Juventute die überlappenden Krisen der letzten
Jahre (Covid-19-Pandemie, Klimawandel, Ukrainekrieg) als Gründe ausmachte, betonte
Dagmar Pauli, dass auch Stress in der Schule und ein generell zunehmender
Leistungsdruck zu den Ursachen zählten. Auch die Gründe für das mangelnde Angebot
an Therapieplätzen sowie Psychiaterinnen und Psychologen waren mannigfaltig: Yvik
Adler, Co-Präsidentin der Föderation der Schweizer Psychologinnen und Psychologen,
wies auf die fehlende Attraktivität der Berufe im psychiatrischen und
psychotherapeutischen Bereich hin und konkretisierte, dass zu einem vergleichbar
tiefen Lohn auch noch eine hohe emotionale Belastung hinzukomme, die sich aus der
Arbeit mit psychisch erkrankten Kindern und Jugendlichen ergebe. Alain DiGallo,
Direktor der Klinik für Kinder und Jugendliche der Universitären Psychiatrischen
Kliniken Basel, ergänzte, dass das Medizinstudium mit Fachrichtung Psychiatrie
attraktiver ausgestaltet werden müsse, «indem die Verbindung zwischen den
neurobiologischen und soziokulturellen Aspekten des Faches besser vermittelt wird».
Die Schweizer Politik sei in den letzten Jahren noch kaum aktiv geworden, obwohl von
verschiedenen Seiten auf die Problematik hingewiesen worden sei, monierte «die
Republik». Im Juni 2022 reichte Sandra Locher Benguerel (sp, GR) eine Interpellation
(Ip. 22.3529) ein, in welcher sie den Bundesrat zum Ausbau und zur Unterstützung von
psychosozialen Anlauf- und Beratungsstellen befragte. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Gesundheitspolitik

In Erfüllung eines Postulats Regazzi (cvp, TI) veröffentlichte der Bundesrat im Februar
2018 einen Bericht zur Prüfung der Grundlagen zur Sexualaufklärung der Stiftung
Sexuelle Gesundheit Schweiz (SGCH). Eine interdisziplinäre Expertengruppe, welche
das BAG eingesetzt hatte, habe die ihr von PHS und Swiss TPH vorgelegte Synthese aus
wissenschaftlicher Literatur, Interviews mit Fachpersonen und Gruppendiskussionen
diskutiert, bewertet und ergänzt. Basierend darauf habe sie einen Expertenbericht
verfasst. Dieser betone die wissenschaftlich fundierten Grundlagen der SGCH und die
weitreichende Unterstützung der Stiftung durch Fachpersonen. Vorhandene Kritik sei
lediglich auf Gruppen mit «wertkonservativer Grundhaltung» zurückzuführen. Die
inhaltlichen Schwerpunkte der Lehrpläne und die Entwicklung der Sexualaufklärung
gingen zu einem grossen Teil mit internationalen Empfehlungen einher. Insgesamt
würden die Arbeiten der Stiftung folglich gestützt. Zudem sei die SGCH bezüglich
Programmumsetzung und Sexualaufklärung eine wichtige Partnerin des BAG. Im Juli
2019 wurde das Postulat im Rahmen der Behandlung des Berichts des Bundesrates über
Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte 2018 abgeschrieben. 3

BERICHT
DATUM: 21.02.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat beschäftigte sich in der Wintersession 2019 mit einer Motion Müller (fdp,
LU), welche eine Anpassung der Tarifstruktur in der Kinder- und Jugendmedizin
forderte. Der Luzerner hob hervor, dass die Kindermedizin über Besonderheiten
verfüge und diese durch das aktuelle Tarifsystem nur ungenügend abgedeckt würden.
Gesundheitsminister Alain Berset hingegen war der Auffassung, dass die Diskussion zum
Anliegen Müller besser im Rahmen der Motion 19.3957 fortgeführt werden solle und es
auch gelte, Verbesserungen im ambulanten Bereich zu überprüfen – etwas, was im
Vorstoss Müller nicht angesprochen werde. Der Ständerat liess sich von diesen Worten
nicht beirren und nahm die Motion mit 25 zu 10 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) klar an. In
der Herbstsession 2020 kam das Geschäft in den Nationalrat. Dieser hiess es

MOTION
DATUM: 12.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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stillschweigend und diskussionslos gut. 4

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2019 über eine Motion Stöckli (sp, BE),
welche die Erhöhung der Arzneimittelsicherheit in der Pädiatrie forderte, indem
Medikationsfehler durch E-Health reduziert würden. Damian Müller (fdp, LU), der den
Ratspräsidenten und Motionär Stöckli vertrat, begründete den Handlungsbedarf mit
den häufig auftretenden Medikationsfehlern in der Kindermedizin, welche wiederum
gravierende Folgen nach sich ziehen können. E-Health-Tools seien eine wirksame
Massnahme, um dieser Situation zu begegnen. Daher und angesichts deren
schleppenden Implementierung sei eine staatliche Verpflichtung zu deren Einsatz
angezeigt. Weil die Forderung Stöcklis auf Verordnungsebene erfüllt werden könne,
bedürfe es zudem keiner Änderung des HMG. Gesundheitsminister Berset stimmte dem
verpflichtenden Einsatz von E-Health-Tools zu, lehnte die zweite Ziffer der Motion –
welche in der Berücksichtigung der damit entstehenden Kosten in den Tarifen bestand
– hingegen ab. Der Ständerat liess sich vom Votum Bersets nicht beirren und nahm
beide Ziffern stillschweigend respektive mit 26 zu 13 Stimmen an. In der Herbstsession
2020 kam das Geschäft in den Nationalrat, dessen Mitglieder dem im Stöckli
getroffenen Entscheid diskussionslos mit 191 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgten. 5

MOTION
DATUM: 12.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Juni 2020 hatte die SGK-NR entschieden, die ähnlich lautende Motion ihrer
Schwesterkommission (Mo. 19.3957) den Standesinitiativen der Kantone St. Gallen (Kt.Iv.
18.309), Thurgau (Kt.Iv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.Iv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.Iv.
18.324) vorzuziehen. Sie hatte diesen Schritt damit begründet, dass die Motion im
Unterschied zu den Standesinitiativen einen direkten Auftrag an den Bundesrat
beinhaltete. In der Herbstsession 2020 folgte der Nationalrat dem Vorbild ihrer
Kommission und lehnte die vier Standesinitiativen für eine kostendeckende
Finanzierung der Kinderspitäler stillschweigend ab. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Gut ein Jahr nach der Behandlung durch ihre Schwesterkommission befasste sich die
WBK-NR im Januar 2021 erneut mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD)
«Für ein Programm zu Jugend und Ernährung». Dabei blieb sie mit 12 zu 12 Stimmen
und dem Stichentscheid des Präsidenten Reynard (sp, VS) bei ihrer positiven Haltung
gegenüber der Vorlage und beantragte dem Nationalrat Folgegeben, «ohne sich
[allerdings] auf die Modalitäten der Umsetzung fest[...]legen» zu wollen. Hinsichtlich
einer möglichen Implementierung und der Erarbeitung einer Strategie für nachhaltige
Ernährung entschied sie sich zudem mit 17 zu 7 Stimmen, ein Postulat einzureichen,
welches das Aufzeigen bestehender nationaler und kantonaler Angebote im
Zusammenhang mit «Jugend und Ernährung» zum Ziel hat. Die Kommission führte
überdies gemäss eigenen Angaben eine umfassende Analyse zum Thema «Jugend und
Ernährung» durch und konsultierte dazu Vertreterinnen und Vertreter der Stiftung
Gesundheitsförderung Schweiz, der Allianz Ernährung und Gesundheit, der Allianz der
Wirtschaft für eine massvolle Präventionspolitik (AWMP), des Verbands Schweizerischer
Mineralquellen und Soft-Drink-Produzenten (SMS) sowie von éducation21. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.01.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Frühjahrssession 2021 behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative
Wehrli (fdp, VD), welche die Lancierung eines Programms zu Jugend und Ernährung
zum Ziel hatte. Der Initiant erklärte, es handle sich dabei um ein
Querschnittsprogramm, das dazu dienen soll, bereits bestehende Programme besser
koordinieren und Synergien nutzen zu können, wobei beispielsweise gute Praktiken
zwischen den Schulkantinen ausgetauscht werden sollen. Dabei würden stets die
Familien, der Föderalismus und die Kantone in ihrer Verantwortung respektiert.
Während Sandra Locher Benguerel (sp, GR) für die Kommissionsmehrheit erläuterte,
dass diese die Initiative unter anderem unterstütze, weil Ernährungskompetenzen
Lebenskompetenzen seien, präventive und gesundheitsfördernde Massnahmen im
Kinder- und Jugendalter einen wirkungsvolleren Effekt hätten und der Fokus auf
Regionalität und Nachhaltigkeit gelegt werde, warf der Minderheitensprecher Alois
Huber (svp, AG) ein, eine gesunde Ernährung sei nicht die Aufgabe des Staates, sondern
vielmehr diejenige des Elternhauses. Diese Worte schienen allerdings nicht zu
überzeugen. War die Abstimmung in der Kommission noch denkbar knapp ausgefallen,
so sprach sich die grosse Kammer mit 120 zu 66 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) deutlich
für Folgegeben aus, wobei die ablehnenden Stimmen allesamt aus dem bürgerlichen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Lager – 49 allein aus den Reihen der SVP-Fraktion – stammten. 8

Ob ein Programm zu Jugend und Ernährung ausgearbeitet werden soll, war in der
Sommersession 2021 Thema im Ständerat, der eine entsprechende parlamentarische
Initiative Wehrli (fdp, VD) diskutierte. Kommissionssprecherin Andrea Gmür (mitte, LU)
legte die Beweggründe der WBK-SR dar, deren Mehrheit sich gegen die Vorlage
ausgesprochen hatte. Die Kommissionsmehrheit anerkenne zwar die Wichtigkeit der
Gesundheitsförderung der betroffenen Altersklasse, habe jedoch ihre Zweifel, ob diese
parlamentarische Initiative der richtige Ansatz dazu sei. Unter anderem verwies Gmür
auf die bereits bestehende Ernährungsstrategie des Bundes und betonte im
Zusammenhang mit dem Föderalismus die kantonale Schulhoheit, die es zu beachten
gelte. Eine Kommissionsminderheit unterstütze die Initiative indes aus
Koordinationsgründen zwischen den verschiedenen bestehenden Massnahmen und
Programmen. Stillschweigend gab die kleine Kammer der parlamentarischen Initiative
keine Folge. Damit ist die Initiative definitiv vom Tisch. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD; Pa.Iv. 19.463)
reichte eine Mehrheit der WBK-NR im Januar 2021 ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat dazu aufforderte, eine Auslegeordnung zu den bestehenden nationalen und
kantonalen Angeboten zu «Jugend und Ernährung», zu deren Finanzierung sowie zu
deren Zielgruppen vorzunehmen. Im Bericht sollen zudem Angebotslücken identifiziert
und Massnahmen dargelegt werden, welche einer verbesserten Koordination und
Kommunikation der Angebote dienen könnten. Das Geschäft kam in der
Sommersession 2021 in den Nationalrat, wo Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) die Relevanz gesunder Ernährung betonte. Gerade bei der
Koordination der vielen bereits existierenden Angebote sah sie Handlungsbedarf. So
erhoffte sie sich durch eine verstärkte Koordination unter anderem eine Erhöhung der
Wirksamkeit der Massnahmen, das Erreichen von jungen Menschen «möglichst aller
Bevölkerungsgruppen», die Nutzung von Synergien und eine erhöhte Sichtbarkeit der
Angebote. Eine Kommissionsminderheit rund um Alois Huber (svp, AG) zeigte sich indes
nicht einverstanden mit dem Postulat. Huber war der Ansicht, es existiere bereits ein
breites Angebot an Möglichkeiten, um sich Informationen über eine gesunde Ernährung
einzuholen. Was hingegen nicht vorhanden sei, sei der Wille zur Umsetzung durch die
Bevölkerung. Daher würden allfällige Anstrengungen seitens des Bundes, der Kantone,
Gemeinden und Stiftungen auch keine Wirkung zeigen. Gesundheitsminister Berset
lehnte das Postulat im Namen des Bundesrates ebenfalls ab. Für junge Personen
bestehe bereits ein vielfältiges und bekanntes Angebot im Bereich Lebensmittel, das
leicht zugänglich sei. In diesem Zusammenhang nannte er etwa die Schweizer
Ernährungsstrategie 2017–2024, kantonale Aktionsprogramme zu Ernährung und
Bewegung sowie die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz. Der verlangte Bericht
schaffe daher keinen Mehrwert, befürchtete er. Nichtsdestotrotz nahm die grosse
Kammer das Postulat mit 108 zu 63 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 10

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend stärken» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlässlich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschäfts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklärte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtüberblick über die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkäfte und
-gremien würden immer wieder Besorgnis über die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) führte indes für die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit für die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgelöst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit für einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstützung für
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenüber – teilweise politisch motiviert – geäussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. 11

Mittels einer im Jahr 2019 eingereichten Motion wollte Christian Lohr (mitte, TG) den
Bundesrat zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie für Kinder- und
Jugendgesundheit auffordern. Im September 2021 diskutierte der Nationalrat das
Geschäft. Der Motionär erklärte, dass viele Gesundheitsrisiken und psychische
Störungen bereits im Kinder- und Jugendalter entstünden. Die Schweiz verfüge zwar
über ein gut funktionierendes Gesundheitssystem, trotzdem seien die Chancen von
Kindern und Jugendlichen, «ihr volles Gesundheitspotential» ausschöpfen zu können,
nicht gleichmässig verteilt. Die Gesundheitsförderung und Prävention sei in keiner
anderen Lebensphase so effektiv, nachhaltig und wirtschaftlich effizient wie im Kinder-
und Jugendalter. Die geforderte Strategie würde unter anderem zu einer besseren
Koordination von bereits realisierten Massnahmen und zur Schliessung von Datenlücken
beitragen. Da die Gesundheit nicht allein durch die Gesundheitspolitik, sondern auch
durch die Rahmenbedingungen, die Betreuung und das Umfeld der Kinder und
Jugendlichen bestimmt werde, gelte es zudem, diese Politikbereiche in die Strategie
miteinzubeziehen. Gesundheitsminister Alain Berset erklärte, dass mit dem Nationalen
Gesundheitsbericht 2020 bereits ein Fahrplan für dieses Thema bestehe. Weiter gab er
zu bedenken, dass eine neue Strategie mit einem erheblichen Ressourcenaufwand und
nur einem geringen Mehrwert einhergehen würde. Daher empfehle der Bundesrat, den
Vorstoss abzulehnen. Ungeachtet dieser Worte nahm die grosse Kammer die Motion mit
110 zu 77 Stimmen an. Dabei stammten die Ja-Stimmen aus dem Lager der SP-, GLP-,
Mitte- und Grünen-Fraktionen, die FDP- und SVP-Fraktionen lehnten das Geschäft
hingegen ab. 12

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels einer im September 2019 eingereichten Motion forderte Benjamin Roduit (mitte,
VS) eine Schweizer Kohortenstudie zur Untersuchung der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen. Während der Behandlung des Geschäfts durch den Nationalrat in der
Herbstsession 2021 erläuterte der Walliser sein Anliegen. Im Rahmen einer
Kohortenstudie solle eine grosse Anzahl Kinder und Jugendlicher über einen längeren
Zeitraum hinweg beobachtet werden. Dabei sollen Faktoren untersucht werden, die
einen Einfluss auf das Risiko der Entwicklung von Krankheiten haben. Eine solche
Kohortenstudie diene als wichtiges Referenzinstrument für die Forschung im Bereich
der öffentlichen Gesundheit. Kenne man die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen, könnten im Gesundheitswesen langfristig erhebliche Einsparungen
erzielt werden. Eine solche Studie fehle allerdings bislang, so würden beispielsweise im
Rahmen der vom Bundesrat häufig zitierten «Health Behaviour in School-aged
Children»-Studien jedes Mal andere Kinder untersucht. Bundesrat Alain Berset gab zu,
dass es in diesem Bereich Lücken gebe. Dennoch empfahl er die Motion zur Ablehnung,
da das angestrebte Ziel auf anderen Wegen erreicht werden könne. Dabei verwies er
auf das Postulat Roduit über «Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen» und auf den Nationalen Gesundheitsbericht 2020. Mit 106
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Nationalrat die Motion an. Während sich die
Fraktionen der SP, Grünen, GLP und Mitte geschlossen bzw. grossmehrheitlich für die
Motion aussprachen, lehnten die SVP- und die FDP-Fraktion den Vorstoss geschlossen
ab. 13

MOTION
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende September 2019 reichte Verena Herzog (svp, TG) eine Motion mit dem Titel
«Stärkung der Kinder- und Jugendmedizin. Versorgungsforschung und
Massnahmenplanung zur Sicherstellung der Behandlung von Kindern und
Jugendlichen» ein. Die Motion enthielt drei Forderungen: Erstens verlangte sie einen
periodisch zu erteilenden Forschungsauftrag durch den Bund, der sich auf das
Versorgungsangebot in der Kinder- und Jugendmedizin bezieht. Zweitens forderte sie
vom BAG das periodische Verfassen eines Berichts, wie sich der Versorgungsstand in
der Kinder- und Jugendmedizin entwickelt. Dabei soll die Situation im ambulanten und
im stationären Bereich für die einzelnen Kantone einerseits betreffend
Grundversorgenden und andererseits betreffend allen weiteren Fachdisziplinen
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dargelegt werden. Drittens soll der Bund den Kantonen im Bereich seiner
Zuständigkeiten beim Ergreifen von Massnahmen, die darauf abzielen, die
Unterversorgung mittelfristig zu verringern und langfristig zu beseitigen, unter die Arme
greifen. Herzog begründete die Notwendigkeit ihres Geschäfts damit, dass zurzeit eine
«akute Unterversorgung» im Bereich der Kindermedizin existiere, die sich in Zukunft
verschärfen werde. Mit der geforderten Versorgungsforschung würden Bund und
Kantonen die erforderlichen Grundlagen erhalten, um in ihren jeweiligen
Zuständigkeitsbereichen adäquate Massnahmen zu beschliessen. Die Motion wurde in
der Herbstsession 2021 vom Nationalrat behandelt. Herzog konfrontierte den Bundesrat
in ihrem Votum damit, dass, anders als von der Regierung in ihrer Stellungnahme
dargestellt, die Anliegen der Motion bislang nicht oder höchstens teilweise erfüllt seien.
Gesundheitsminister Berset wiederum hielt daran fest, dass man sich zwar den
Herausforderungen in der Kinder- und Jugendmedizin bewusst sei, dass die Ziele des
Vorstosses jedoch bereits erreicht worden seien oder in verschiedenen Projekten –
beispielsweise im Mandat zum Ärztemonitoring 2021–2025 – umgesetzt würden. Zudem
falle die medizinische Versorgung in den Zuständigkeitsbereich der Kantone. Daher
empfahl der Bundesrat, die Motion abzulehnen. Trotz dieser Einwände nahm die grosse
Kammer den Vorstoss mit 148 zu 26 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die ablehnenden
Stimmen stammten grösstenteils von Mitgliedern der FDP.Liberalen-Fraktion. 14

Per Postulat forderte Christoph Eymann (lpd, BS) den Bundesrat auf, einen Bericht
bezüglich Massnahmen gegen die Gefährdung der Gesundheit von Kindern durch
Knopfbatterien auszuarbeiten. Verschluckt ein Kind eine entsprechende Batterie,
könne dies Konsequenzen wie Verätzungen der Speise- und Luftröhre haben, die mit
bleibenden Schäden oder gar dem Tod einhergingen. Aus diesem Grund habe es sich
eine Arbeitsgruppe aus Kinderärztinnen und -ärzten zur Aufgabe gemacht, ausgehend
vom «Welt-Knopfbatterie-Tag» neben Eltern und Lehrpersonen auch die Industrie und
die Politik für die Problematik zu sensibilisieren. Mögliche Massnahmen seien etwa
Verschluss-Sicherungen an Geräten oder die Einführung von «Fabrikationsnormen
ohne Gefährdungspotential». Es sei nun an der Politik, das Anliegen der Arbeitsgruppe
zu unterstützen. In seiner Stellungnahme erklärte sich der Bundesrat zu einer Analyse
bereit und beantragte die Annahme des Postulats. Stillschweigend folgte der
Nationalrat diesem Antrag in der Herbstsession 2021. 15

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat wollte Yvonne Feri (sp, AG) den Bundesrat dazu auffordern, einen
Bericht zur Kurzsichtigkeit bei Kindern in der Schweiz auszuarbeiten, wobei dieser
neben der Erhebung von Prävalenz (Anzahl Betroffener), Prävention und Behandlung
auch internationale Erkenntnisse beinhalten sollte. Zudem sah die Postulantin das
Entwickeln einer auf dem Bericht aufbauenden Strategie vor, mit welcher die
Kurzsichtigkeit von Kindern bekämpft werden soll. Als Begründung gab Feri die
weltweite Zunahme an Kurzsichtigkeit bei Kindern an. Eine präventive Massnahme
bestehe im Spielen im Freien, da dadurch der Medienkonsum reduziert werde und «der
Wechsel der Ausrichtung auf nahe und entfernte Objekte zur gesunden Entwicklung des
Auges bei[trage]». Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Ablehnung. Er verwies auf
die Nationale Strategie zur Prävention nichtübertragbarer Krankheiten 2017–2024 und
auf die Aktivitäten im Bereich des Kinder- und Jugendmedienschutzes durch das BSV,
mit denen dem Anliegen bereits Rechnung getragen werde. In der Frühjahrssession
2022 behandelte der Nationalrat das Postulat. Mit 108 zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
lehnte die grosse Kammer das Geschäft ab. Die Fraktionen der SP, Grünen und GLP
stimmten für das Anliegen, die restlichen Fraktionen sprachen sich abgesehen von
einer Ja-Stimme und einer Enthaltung aus den Reihen der SVP-Fraktion geschlossen
dagegen aus. 16

POSTULAT
DATUM: 28.02.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2022 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Lohr (mitte, TG), welche
eine nationale Strategie für Kinder und Gesundheit zum Ziel hatte. Als Sprecher der
WBK-SR führte Matthias Michel (fdp, ZG) aus, weshalb die Kommission das Geschäft zur
Ablehnung empfehle. Zwar sei der ständerätlichen WBK eine kohärente Politik
bezüglich Kinder- und Jugendgesundheit wichtig, allerdings seien gegenwärtig
ausreichend Unterlagen vorhanden, welche den Verantwortlichen als
Steuerungsunterstützung dienten. Michel wies in diesem Zusammenhang auf den
Nationalen Gesundheitsbericht 2020 des Obsan und die Gesundheitspolitische
Strategie des Bundesrates 2020–2030 hin, die seit dem Einreichen der Motion
erschienen seien. Bundesrat Berset pflichtete bei, es existiere bereits ein Fahrplan im
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betroffenen Bereich. Man wisse also, was es zu tun gelte und müsse dies lediglich noch
umsetzen. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer das Geschäft ab. 17

Der Ständerat beschäftigte sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit einer
Motion Herzog (svp, TG) zur Stärkung der Kinder- und Jugendmedizin. Als
Kommissionssprecherin der SGK-SR, die den Vorstoss im Vorfeld mit 7 zu 3 Stimmen
angenommen hatte, setzte sich Maya Graf (gp, BL) für das Geschäft ein. Sie hob Defizite
in der Versorgung im Bereich der Kinder- und Jugendmedizin hervor, weswegen diese
nun mittels Massnahmen gestärkt werden müsse. Zwar anerkannte die Baselbieterin die
bisher schon begonnenen Arbeiten zur Schliessung der bestehenden Datenlücken. Um
den Defiziten nachhaltig begegnen zu können, seien jedoch vertiefte und periodische
Analysen erforderlich. Eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG) war indes der Ansicht, dass
seit dem Einreichejahr 2019 bereits Vieles unternommen worden sei – etwa durch
verschiedene Obsan-Studien –, und deshalb kein zusätzlicher Handlungsbedarf
angezeigt sei. Ebenfalls dieser Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er erläuterte,
dass im Kompetenzbereich des Bundes bereits sehr viel erreicht worden sei und man
gegen die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen verstossen müsste, wolle
man darüber hinausgehen. Nichtsdestotrotz folgte der Ständerat der
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. 18

MOTION
DATUM: 26.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Suchtmittel

Die Grundlage für den bundesrätlichen Gegenvorschlag wird das von der kleinen
Kammer als Erstrat verabschiedete revidierte Lebensmittelgesetz bieten, welches dem
Bundesrat die Möglichkeit gibt, Tabak- und Alkoholwerbung insbesondere zum Schutz
der Jugendlichen einzuschränken. Die vom Bundesrat vorgeschlagene unverbindliche
Kann-Formulierung war dabei allerdings recht umstritten. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Zwygart (evp, BE) mit dem Ziel eines vermehrten
Schutzes der Jugend vor Tabakmissbrauch. Der Postulant regte insbesondere ein
Verbot des Verkaufs von Tabakwaren und der Verteilung von Gratismustern an
Jugendliche sowie Massnahmen gegen die unkontrollierte Abgabe von Tabakwaren an
Automaten an. 20

POSTULAT
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Die Jugendlichen in der Schweiz sind laut einer repräsentativen Umfrage
zurückhaltender geworden beim Konsum legaler und illegaler Drogen. Der Anteil der
Minderjährigen mit Rauschgifterfahrung hat seit 1986 nicht zugenommen; der
Prozentsatz der jungen Zigarettenraucher und Alkoholkonsumenten ist sogar
rückläufig. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.09.1991
MARIANNE BENTELI

Vertreter dieser Gruppe gehörten federführend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» lancierte. Dem Copräsidium gehören
die Nationalrätinnen und Nationalräte Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (lp, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (lp, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Müller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (lp, VD), Jürg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Ständeräte Kündig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche. 

Gemäss dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekämpfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenprävention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen fördern. Ausdrücklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betäubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Förderung der psychologischen
Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.11.1992
MARIANNE BENTELI
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von ihrem Engagement. 22

In der Frühjahrssession wurden die Zwillingsinitiativen für eine Verminderung der
Tabakprobleme und für eine Verminderung der Alkoholprobleme, die ein völliges
Werbeverbot für Tabak und Alkohol verlangten, vom Ständerat, welcher das Geschäft
als Erstrat behandelte, klar verworfen. Die kleine Kammer erachtete den Einfluss der
Werbung auf das Konsumverhalten insbesondere der Jugend als nicht erwiesen und
betonte die negativen materiellen Auswirkungen der Initiativen auf die Werbebranche
und das kulturelle Sponsoring. Vergeblich appellierte Bundesrat Cotti an den Rat,
zumindest auf den moderateren Gegenvorschlag des Bundesrates einzutreten, welcher
nur die Plakat- und Kinowerbung verbieten, die informierende Werbung in den
Printmedien und an den Verkaufsstellen sowie das Sponsoring unter gewissen Auflagen
jedoch zulassen wollte. Gegen die engagierten Voten von Meier (cvp, LU), Onken (sp, TG)
und Schiesser (fdp, GL), die sich für den Jugendschutz stark machten und an die
menschlichen und volkswirtschaftlichen Folgen übermässigen Alkohol- und
Tabakkonsums erinnerten, wurde auch dieser Vorschlag deutlich abgelehnt. Ihm warfen
die Gegner jeglicher Werbebeschränkung vor, nicht praktikabel zu sein und der
Werbebranche jährlich Aufträge in der Höhe von CHF 100 Mio. bis CHF 150 Mio. zu
entziehen. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.03.1993
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» wurde mit 140'949 gültigen Unterschriften
eingereicht. Die Sammlung der Unterschriften erfolgte mit Unterstützung zahlreicher
Sportler und in enger Zusammenarbeit mit dem umstrittenen «Verein zur Förderung
der psychologischen Menschenkenntnis» (VPM). Fast die Hälfte der Unterschriften
stammte aus der Romandie. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.04.1993
MARIANNE BENTELI

In Anbetracht dieser Ausrichtung seiner Drogenpolitik ist es nicht erstaunlich, dass der
Bundesrat die 1993 eingereichte, äusserst restriktive Volksinitiative «Jugend ohne
Drogen» zur Ablehnung empfehlen will. Anfangs Dezember 1994 gab das EDI einen
entsprechenden direkten Gegenvorschlag in die Vernehmlassung. Die in einem neuen
Verfassungsartikel umschriebene Drogenpolitik des Bundes zielt darauf ab, die
schädigende Wirkung des Drogenkonsums zu minimieren, und sie stützt sich dabei auf
die vier Säulen Repression, Vorbeugung, Therapie und Überlebenshilfe. Die
Verankerung in der Verfassung soll Bund, Kantone und Gemeinden auf diese Leitidee
verpflichten. Wie Bundesrätin Dreifuss erläuterte, will der Bundesrat zwar auch, dass
Jugendliche nicht zu Drogen greifen, doch sei eine drogenfreie Gesellschaft wohl ein
nicht zu erreichendes Idealziel, weshalb es vor allem gelte, die Folgen des Konsums zu
reduzieren. 25

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.12.1994
MARIANNE BENTELI

Rund 100 führende Wirtschaftsvertreter sprachen sich im Herbst 1995 in einem
gemeinsam veröffentlichten Grundsatzpapier für eine ausgeweitete kontrollierte
Drogenabgabe an Süchtige, die Eliminierung sämtlicher offener Drogenszenen, eine
Entkriminalisierung des Drogenkonsums sowie für verstärkte Präventionsmassnahmen
im Bereich der Jugend- und Familienpolitik aus. Sie begründeten ihr Engagement mit
menschlicher Betroffenheit, aber auch mit der Ineffizienz der heute noch stark auf
Repression ausgerichteten Drogenpolitik, welche den Steuerzahler – und damit auch
die Wirtschaft – stark belastet, sowie mit Image-Problemen des Wirtschaftsstandortes
Schweiz. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.1995
MARIANNE BENTELI

Die fünfte eidgenössische Jugendsession stand ganz im Zeichen der Drogenfrage. Die
Jugendlichen berieten 21 Petitionen und Resolutionen zum Thema Drogen und
allgemein zur Lebenssituation junger Menschen in der Schweiz. Mit 120 gegen 48
Stimmen sprachen sich die Jugendlichen gegen eine Petition aus, die eine vollständige
Liberalisierung aller Drogen und einen staatlich kontrollierten Drogenmarkt forderte.
Dagegen wurden die kontrollierte Drogenabgabe an Schwerstsüchtige und die
Legalisierung des Konsums, des Anbaus und Besitzes der weichen Drogen wie Haschisch
gutgeheissen. Die Jugendsession forderte aber auch einen verstärkten Kampf gegen die
Dealer und die organisierte Kriminalität. Ein Petitionsentwurf, der explizit eine
schärfere Bestrafung der Dealer und den Aufbau einer "schlagkräftigen
Drogenfahndungsbehörde" verlangt hatte, wurde jedoch relativ deutlich abgelehnt. 27

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 09.11.1996
MARIANNE BENTELI
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Ein Postulat Zwygart (evp, BE), welches anregt, die Tabakverordnung durch einen Artikel
zu ergänzen, welcher den Verkauf von Tabakerzeugnissen an Jugendliche unter 16
Jahren untersagt, wurde vom Nationalrat angenommen. 28

POSTULAT
DATUM: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI

Die Diskussionen um die Zukunft der Schweizer Drogenpolitik standen im Berichtsjahr
ganz im Zeichen der Abstimmung über die Volksinitiative "Jugend ohne Drogen", deren
Annahme die Weiterführung der bisherigen Vier-Säulen-Strategie des Bundes
(Prävention, Repression, Therapie und Überlebenshilfe) weitgehend eingeschränkt
hätte. Insbesondere die Überlebenshilfe (Methadon- und Heroinprogramme,
flächendeckende Spritzenabgabe) wäre bei einer Zustimmung zur Initiative praktisch
verunmöglicht worden.

Anfang Jahr beharrten beide Kammern vorerst auf ihrer Haltung gegenüber der
Volksinitiative. Zu Beginn der Frühjahrssession bekräftigte der Nationalrat seine
Auffassung, wonach der im Vorjahr vom Ständerat ausgearbeitete direkte
Gegenvorschlag unnötig und sogar kontraproduktiv sei, weil er eine kontinuierliche
Weiterentwicklung der Politik des Bundes verhindern würde. Der Ständerat wollte
hingegen am Gegenvorschlag festhalten, weil nur ein gewisses Entgegenkommen
gegenüber den Anliegen der Initianten eine mögliche Annahme der Initiative wirksam
verhindere. Dennoch kündigte sich ein mögliches Einschwenken auf die Position des
Nationalrates an; ein Antrag Schoch (fdp, AR) auf Zustimmung zum Nationalrat unterlag
nur knapp mit 23 zu 20 Stimmen. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.1997
MARIANNE BENTELI

Dass die Besorgnis der Befürworter eines Gegenvorschlags vergebens gewesen war,
zeigte sich spätestens am Abend des Abstimmungssonntags. Mehr als 70% der
Stimmenden legten ein Nein in die Urne, nur knapp 30% stimmten zu. Die Initiative
erzielte in keinem einzigen Kanton eine zustimmende Mehrheit. Besonders krass (mit
über 80% Nein-Stimmen) wurde "Jugend ohne Drogen" in den beiden Stadtkantonen
Genf und Basel-Stadt abgelehnt. Dieses Resultat deutete aber in nichts auf einen
Gegensatz Stadt-Land in der Drogenpolitik hin, da auch die Zentralschweizer Stände
Zug, Ob- und Nidwalden sowie die Kantone Basel-Land, Jura, Solothurn, Graubünden,
Zürich, Neuenburg, Aargau und Schaffhausen die Initiative überdurchschnittlich
verwarfen. Auch von einem Röstigraben zwischen der eher liberalen Deutschschweiz
und der in der Drogenfrage bisher als zurückhaltend geltenden Romandie konnte nicht
die Rede sein. Die Neinstimmenanteile in der Waadt und im Kanton Freiburg lagen nur
knapp unter dem nationalen Durchschnitt. Einzig in den Kantonen Wallis und Tessin
erzielte die Initiative mit knapp über 40% Ja-Stimmen so etwas wie einen
Achtungserfolg.

Volksinitiative "Jugend ohne Drogen"
Abstimmung vom 28. September 1997

Beteiligung: 40,6%
Nein: 1'314'060 (70,7%) / 23 6/2 Stände
Ja: 545'713 (29,3%) / 0 Stände

Parolen:
- Nein: CVP (1*), FDP (5*), SP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG, Angestelltenverbände; u.a.
Sanitätsdirektorenkonferenz, Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz, Verband Schweiz.
Polizeibeamter; Verbindung der Schweizer Ärzte FMH.
- Ja: SVP (3*), LPS (3*), FP, SD, EDU; Redressement national; SGV.
- Stimmfreigabe: Lega.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.1997
MARIANNE BENTELI

Seit gut zwei Jahren sind in der Schweiz sogenannte Premix-und Alcopops-Getränke
auf dem Markt. Diese Mischungen aus Alkohol und Erfrischungsgetränk werden häufig
von Jugendlichen und zunehmend auch schon von Kindern konsumiert, weil sie süss
sind und - im Gegensatz zu Bier oder Wein - fast keinen Alkoholgeschmack haben.
Diese Tatsache veranlasste die GPK des Nationalrates, dem EDI nahezulegen, konkrete
Massnahmen in diesem Bereich zu prüfen. Neben der Aufforderung an die Kantone zu
einer strikteren Gesetzesanwendung und Vollzugskontrolle schlug sie vor, mit einer

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.11.1997
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.23 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



neuen Bestimmung in der Lebensmittelverordnung jegliche Abgabe alkoholischer
Getränke an Jugendliche unter 18 Jahren zu verbieten. Die eidgenössische
Alkoholverwaltung reagierte rasch und unterstellte Ende Jahr diese Drinks sowohl einer
höheren Besteuerung als auch einem Abgabeverbot für Jugendliche unter 18 Jahren. 
Ein Postulat Nationalrat Meier (ldu, AG), welches diese Softdrinks den gleichen
Werbeeinschränkungen wie die gebrannten Wasser unterstellen wollte (Po. 96.3485),
wurde von Widrig (cvp, SG) bekämpft und damit vorderhand dem Entscheid entzogen.
Hingegen wurde ein Postulat Fässler (sp, SG) überwiesen, welches die Durchführung
einer nationalen Aufklärungskampagne anregte (Po. 97.3311). 31

Als Erstrat befasste sich der Ständerat in der Herbstsession 2019 mit dem
Bundesgesetz über Tabakprodukte. Joachim Eder (fdp, ZG) erklärte als
Kommissionssprecher der SGK-SR, die Vorlage sei einerseits aus Gründen des
Jugendschutzes zentral. 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher hätten als
Minderjährige mit dem Konsum begonnen. Es solle folglich verhindert werden, dass
Jugendliche dazu animiert würden, zur Zigarette zu greifen, sinke doch so die
Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt in ihrem Leben mit dem
Rauchen anfingen. Weiter stelle der Tabakkonsum auch für die öffentliche Gesundheit
ein Problem dar, das mit Folgekosten in Form von Krankenkassenprämien für die
gesamte Bevölkerung verbunden sei. Gelinge es, die tabakbedingten
Gesundheitsschäden zu reduzieren, so könnten auch die für die Allgemeinheit
anfallenden Kosten verringert werden. Andererseits komme dem Bundesratsgeschäft
eine hohe Bedeutung in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen für die Ratifizierung
der WHO-Konvention zur Eindämmung des Tabakgebrauchs zu. Diese wurde 2004
unterzeichnet, aber im Gegensatz zu 181 anderen Ländern hierzulande noch nicht
ratifiziert. Mit den von der Kommission getroffenen Beschlüssen zu Werbung,
Verkaufsförderung und Sponsoring würden die diesbezüglich festgelegten
Mindestanforderungen jedoch erfüllt. «Die Türen zur Ratifikation stehen damit […] weit
offen», so Eder. 
Bezüglich Werbung hatte der Bundesrat in seinem Entwurf vorgesehen, am heutigen
Recht festzuhalten, mit welchem ein Tabak-Werbeverbot für Radio und Fernsehen
existiert, und das speziell an Jugendliche gerichtete Werbung für Tabakprodukte
untersagt. Der Kommission wollte allerdings noch einen Schritt weitergehen und
Tabakwerbung auch in Zeitungen, Zeitschriften und im Internet verbieten. Ebenfalls
nicht gestattet soll Werbung sein, die auf Preisvergleichen oder Versprechungen von
Geschenken beruht. Gegen erstere Erweiterung der SGK-SR sprachen sich Filippo
Lombardi (cvp, TI) und Daniel Fässler (cvp, AI) aus. Sie erachteten diese Einschränkung
als unverhältnismässig und sahen die Schweizer Zeitungen im Vergleich zu
ausländischen Zeitungen, die in der Schweiz erworben werden können, aber nicht von
diesem Verbot betroffen wären, im Nachteil. Ein Antrag Fässler, der das Streichen
dieser Bestimmung forderte, wie auch zwei Minderheiten Stöckli (sp, BE), die eine
Verschärfung betreffend Jugendschutz in Richtung der Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» erreichen wollten, wurden beide
abgelehnt. Weiterhin erlaubt sein soll Tabakwerbung in Kinos, auf Plakaten und
Gebrauchsartikeln, in Geschäften wie auch in Form von Massenmails und
Direktwerbung an Erwachsene. Es gehe nicht darum, Tabakwerbung zu verbieten,
sondern sie einzuschränken, hob Gesundheitsminister Berset hervor.
Die Kommission wollte zudem an der Verkaufsförderung, die gemäss Eder nicht mit
dem Sponsoring verwechselt werden darf, Einschränkungen vornehmen. Sie
beabsichtigte ein Verbot der unentgeltlichen Abgabe und der Abgabe von Geschenken
und Preisen. Der Ständerat stimmte diesem Antrag einstimmig zu. 
Zu Diskussionen führten die von der Kommission geplanten Massnahmen bezüglich
Sponsoring. Um die Mindestanforderungen der WHO-Konvention zu erfüllen, sollen in
der Schweiz stattfindende internationale Anlässe nicht mehr durch die Tabakindustrie
gesponsert werden dürfen. Dabei handle es sich aber nur um eine sehr kleine Anzahl
Fälle, so Eder. Anlässe nationalen Charakters seien von diesem Verbot nicht betroffen.
Umstritten war im Rat vor allem, dass die SGK-SR darüber hinaus plante, das Auftreten
der Tabakbranche als Sponsor von Aktivitäten des Bundes, der Kantone und der
Gemeinden zu untersagen. Anlass dazu war die Partnerschaft des EDA mit dem
Tabakriesen Philip Morris für die Expo 2020 in Dubai, die in den Medien für Aufregung
gesorgt hatte. Während Kommissionssprecher Eder erklärte, bei solchen Kooperationen
bestehe ein Zielkonflikt mit der vom Bund betriebenen Tabakprävention, zeigte sich
Roland Eberle (svp, TG) nicht damit einverstanden. Man solle sich nicht aufgrund eines
solchen Ereignis zum Einbauen einer Lex specialis verleiten lassen. Vielmehr sei es an
den Organisatoren, die Verantwortung zu tragen, wer welchen Beitrag sponsert. Es
gelang ihm jedoch nicht, die Mehrheit des Ständerates zu überzeugen; damit untersagte

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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der Ständerat das Sponsoring von Aktivitäten der öffentlichen Hand durch die
Tabakbranche. Ebenfalls der Kommissionsmehrheit folgte das Stöckli bezüglich der
Forderung, dass von Seiten der Herstellerinnen und Hersteller getätigte Ausgaben für
Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring dem BAG gemeldet werden sollen
müssen. 
Weiter beschloss die kleine Kammer im Rahmen des Tabakproduktegesetzes, dass in
der Schweiz keine Tabakprodukte mehr an Minderjährige abgegeben werden dürfen. In
der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat das Gesetz mit 32 zu 3 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen). 32

Im Mai 2020 gab eine Befragung der WHO in den Medien zu reden, im Rahmen derer
der Umgang von europäischen Schülerinnen und Schülern zwischen 11 und 15 Jahren mit
Drogen, Sexualität, Ernährung und weiteren Themen bezüglich Gesundheit untersucht
wurde. Das Suchtmittel, das von Schweizer Jugendlichen am meisten konsumiert wird,
ist gemäss der Organisation Sucht Schweiz, welche die Studie für die WHO hierzulande
durchführte, der Alkohol. So hätten sich 8 Prozent der weiblichen und 13 Prozent der
männlichen 15-jährigen Umfrageteilnehmenden im Monat vor der Erhebung mindestens
einmal richtig betrunken gefühlt. Im europäischen Vergleich liegen diese Zahlen wie
auch die Zahlen zum Zigarettenkonsum etwa im Mittelfeld. Anders sieht es hingegen
bezüglich Umgang mit Cannabis aus, wo die Schweizer Jugend 2020 negativ auffiel. 27
Prozent der befragten Schüler und 17 Prozent der befragten Schülerinnen haben der
Umfrage zufolge bereits einmal Kontakt mit Cannabis gehabt. Zudem gaben 13 Prozent
der Jungen und 8 Prozent der Mädchen an, innerhalb der letzten dreissig Tage vor der
Befragung die Droge konsumiert zu haben – dies sind doppelt beziehungsweise mehr
als dreimal so viele wie bei den Erwachsenen, von denen gemäss der Erhebung 4
Prozent während des letzten Monats Cannabis konsumiert haben. Damit lassen sich die
Schweizer Schülerinnen im Bezug auf Cannabiskonsum im oberen Mittelfeld verorten,
währenddem lediglich bulgarische Schüler öfter Cannabis konsumieren als Schweizer
Schüler. Sucht Schweiz erklärte die hohen Werte mit unterschiedlichen interagierenden
Faktoren. Cannabis werde in der Schweiz gesellschaftlich bis zu einem gewissen Grad
akzeptiert, was dazu führe, dass manche Jungen und Mädchen die Droge «als nicht so
schlimm ansehen». Zudem gebe es einen Zusammenhang zwischen der
Wahrscheinlichkeit des Konsums von psychoaktiven Substanzen und dem sozialen
Umfeld. Jugendliche, welche ihre familiäre Unterstützung als gering bis mittelmässig
wahrnähmen, würden eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, mindestens einmal
zur Zigarette zu greifen, Alkohol zu trinken oder Cannabis zu rauchen. Gemäss Tages-
Anzeiger muss bezüglich Cannabis jedoch von den Befragungen der WHO und Sucht
Schweiz ausgehend festgehalten werden, dass die Jugendlichen 2020 nicht häufiger
kifften, als es früher üblich gewesen war. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.05.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-NR eine Vertretung der GDK, am Handel mit Tabakprodukten
und E-Zigaretten beteiligte Wirtschaftsakteure wie auch Gesundheits- und
Präventionsorganisationen angehört hatte, trat sie im Oktober 2020 mit 18 zu 4
Stimmen auf den zweiten Entwurf des Tabakproduktegesetzes ein. Eine Minderheit
wollte die Vorlage zur differenzierteren Regelung von Alternativprodukten – etwa E-
Zigaretten, Tabakprodukte zum Erhitzen und Snus – an den Bundesrat zurückweisen. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Gut einen Monat nach Eintreten auf das Tabakproduktegesetz beriet die SGK-NR den
Gesetzesentwurf und nahm ihn mit 18 zu 7 Stimmen an. Dabei folgte sie in vielen
Punkten dem Ständerat, der die im Entwurf des Bundesrats vorgesehenen
Beschränkungen für Werbung und Sponsoring verschärft hatte. Anpassungen schlug sie
ihrem Rat insofern vor, als dass Tabakwerbung in resp. auf an Minderjährige gerichtete
Zeitungen und Websites gestattet sein soll. In Kinos und im öffentlichen Raum soll sie
indes weitgehend untersagt werden. Ebenfalls ein Verbot soll für das Sponsoring von
Veranstaltungen gelten, bei denen Minderjährige das Zielpublikum sind. Massnahmen
zur Verkaufsförderung von E-Zigaretten sollen auch künftig erlaubt sein. Zudem wollte
die Kommission nicht, dass Unternehmen dazu verpflichtet werden, ihre
Werbeausgaben dem BAG zu melden. Weiter war die SGK-NR der Ansicht, dass
Tabakerzeugnisse keine Komponenten beinhalten sollen dürfen, die das
Abhängigkeitspotential verstärken oder die Inhalation erleichtern. Das Verwenden von
Aromastoffen soll hingegen nach wie vor gestattet sein. Was die Produktinformationen
auf der Verpackung betraf, so wollte die Kommission, dass diese gekürzt und
vereinfacht werden. Es soll allerdings nach wie vor angegeben werden dürfen, wenn ein
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Produkt etwa aus biologischem Anbau stammt. Das Hauptziel – die Stärkung des
Jugendschutzes – blieb unumstritten. Die Mehrheit der SGK-NR war der Überzeugung,
dass die Schweiz durch das neue Tabakwarengesetz das WHO-Rahmenübereinkommen
ratifizieren könne. Die Minderheit lehnte den Entwurf ab, da sie ihn als Eingriff in die
Handelsfreiheit von Unternehmen und in die Entscheidungsfreiheit der Bürger und
Bürgerinnen betrachtet. Dem Nationalrat, der den Entwurf in der Wintersession 2020
behandeln wird, wurden insgesamt 38 Minderheitsanträge unterbreitet. 35

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Vorlage
zum Tabakproduktegesetz. Die grosse Kammer war sich einig, dass Handlungsbedarf
angezeigt sei – so ist gemäss Kommissionssprecher Lorenz Hess (bdp, BE) die Regelung
von Tabakprodukten im Lebensmittelgesetz «weder zweckdienlich noch zeitgemäss»,
Benjamin Roduit (cvp, VS) erklärte für die Kommission, dass durch das Gesetz die
Ratifizierung des 2004 unterzeichneten WHO-Rahmenübereinkommens zur
Eindämmung des Tabakgebrauchs realisiert werden könne und Andreas Glarner (svp,
AG) gab zu verstehen, dass niemand den Tabakkonsum durch Kinder unterstütze.
Trotzdem stellte letzterer einen Rückweisungsantrag. Gerade in Zeiten der Krise schade
man mit dem Gesetz neben verschiedenen Branchen in den Bereichen Veranstaltungen,
Werbung und Kommunikation auch den Medien, Läden sowie den angeschlagenen
Tabakprodukteherstellern. Weiter gelte es, zwischen den verschiedenen
Rauchsystemen zu differenzieren. Wenig begeistert vom Rückweisungsantrag zeigte
sich nicht nur Gesundheitsminister Berset, welcher den Nationalrat dazu aufforderte,
damit aufzuhören, «Pingpong zu spielen», sondern auch die grosse Mehrheit der
grossen Kammer, die den Antrag mit 126 zu 43 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnte. 
Der erste Tag der Ratsdebatte war den Punkten «Zusammensetzung und Emissionen»
sowie der Verpackung gewidmet. Bei der ersten Thematik folgte der Nationalrat seiner
vorberatenden SGK-NR und sprach sich unter anderem für die von der Kommission
beantragte Anpassung aus, dass Inhaltsstoffe, welche zur Steigerung des
Suchtpotentials dienen oder die Inhalation erleichtern, verboten werden sollten, wovon
beispielsweise Mentholzigaretten betroffen wären. Weiter wollte die grosse Kammer
dem Bundesrat die Kompetenz zugestehen, über die zulässigen Zutaten in
Tabakprodukten zu bestimmen. Ein Minderheitsantrag Weichelt-Picard (al, ZG), der
darauf abzielte, nur noch biologisch abbaubare Zigarettenfilter zu erlauben, fand indes
kein Gehör.
Betreffend die Verpackungsangaben beschloss die grosse Kammer eine Vereinfachung
der Produktinformationen auf resp. in der Verpackung. Stattdessen sollen die Hersteller
und Herstellerinnen die Informationen auf geeignete Weise, beispielsweise per Online-
Packungsbeilage, verfügbar machen. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) versuchte ferner
vergeblich, die Ratsmitglieder von einer neutralen Einheitsverpackung zu überzeugen,
da die «Verpackung eine grosse Wirkung auf die Animation zum Rauchen» verfüge.
Aber auch der SVP rund um Thomas Aeschi (svp, ZG) gelang es ihrerseits mittels
verschiedener Minderheitsanträgen nicht, eine Mehrheit für eine Abschwächung der an
den Verpackungen angebrachten Warnhinweise zu gewinnen. 
Am zweiten Debattentag nahm sich der Nationalrat mit der Werbung für die
Tabakprodukte dem umstrittensten Punkt der Vorlage an. Während sich die Ratslinke
für ein weitgehendes, respektive die SP gar für ein vollständiges Werbeverbot einsetzte,
wollte die SVP ganz von einem Werbeverbot absehen. Regine Sauter (fdp, ZH) betonte
für die FDP die Wirtschaftsfreiheit und dass nicht vergessen werden dürfe, dass es sich
bei Zigaretten um ein legales Produkt handle, für welches entsprechend Werbung
gemacht werden dürfe. Im Wissen um die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» schlug die grosse Kammer insgesamt einen Mittelweg
zwischen der von der Landesregierung und dem Stöckli eingenommenen Position ein,
wobei weitgehend die von der vorberatenden Kommission entwickelten Anträge
übernommen wurden. Anders als der Ständerat, der Werbung in Zeitungen,
Zeitschriften und Internetseiten verbieten wollte, die von Minderjährigen besucht
werden können, schränkte der Nationalrat dieses Verbot auf Presseerzeugnisse und
Internetseiten ein, die an unter 18-Jährige gerichtet sind. Weiter untersagte der
Nationalrat Werbung im öffentlichen Raum, in Kinos sowie auf Plakaten, die öffentlich
sichtbar sind. Im Vergleich zum Ständerat wollte der Nationalrat bei den
Einschränkungen zur Verkaufsförderung weniger weit gehen. So sollen diese nur
Tabakprodukte zum Rauchen, nicht aber elektronische Zigaretten und «Gegenstände,
die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt bilden» betreffen. Ausgenommen
werden vom Verbot soll ferner die Verkaufsförderung von Zigaretten und Zigarillos in
Form von Degustationen und Kundenpromotionen, da es sich um Genussmittel und
nicht um Einstiegsprodukte handle. Nicht länger erlaubt sein soll zudem das Sponsoring
von Veranstaltungen, die über einen internationalen Charakter verfügen oder
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Minderjährige als Zielpublikum haben. Auch bei Events, für deren Organisation der
Bund, die Kantone oder die Gemeinden zuständig sind, sollen Tabakproduktehersteller
nicht als Sponsoren in Erscheinung treten dürfen. Auf eine Meldepflicht für die
Ausgaben in den Bereichen Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring wollte der
Nationalrat hingegen verzichten. 
Denkbar knapp – und entgegen der Position des Ständerats und der SGK-NR – stimmte
die grosse Kammer mit 95 zu 94 Stimmen für einen Antrag aus den Reihen der SVP,
wonach die Kantone nicht befugt sind, weitergehende Massnahmen zu erlassen.
Unbestritten hingegen war das schweizweite Verkaufsverbot an Minderjährige sowie die
Erlaubnis von Testkäufen zur Überprüfung, ob die Altersgrenze von 18 Jahren
tatsächlich eingehalten wird. Ferner stimmte der Nationalrat Anträgen von Martin
Landolt (mitte, GL) zu, der forderte, dass E-Zigaretten und Tabakprodukte zum Erhitzen
in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in spezialisierten Verkaufsgeschäften in
gewissen Zonen verwendet werden dürfen. 
In der Gesamtabstimmung, in welcher der Entwurf mit 84 zu 59 Stimmen angenommen
wurde, enthielten sich mit 47 Nationalrätinnen und -räten relativ viele
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihrer Stimme. Es waren dies in erster Linie
Mitglieder der Grünen-Fraktion und der FDP.Liberalen-Fraktion. Während der
Stimmverzicht Ersterer vermutlich darauf zurückzuführen ist, dass sich diese schärfere
Massnahmen gewünscht hätten, dürfte es sich bei Letzteren wohl um Beweggründe
rund um die Wirtschaftsfreiheit handeln. Die Nein-Stimmen stammten vorwiegend aus
dem Lager der SVP. Als einzige Partei geschlossen für die Vorlage stimmte die Fraktion
der Grünliberalen. 36

In der Sommersession 2021 war es erneut am Ständerat, die Vorlage zum
Tabakproduktegesetz zu beraten. Dabei galt es, über gut 20 Differenzen zum
Nationalrat zu befinden. Dieser hatte in seiner Behandlung insgesamt weniger
weitreichende Regelungen beschlossen als das Stöckli in seiner ersten Beratung.
Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklärte, dass der Mehrheit der SGK-SR der
Jugendschutz und die Ratifizierung des WHO-Übereinkommens ein Anliegen sei. Um
dieses nicht zu gefährden, möchte die Kommission an einigen Artikeln festhalten oder
unterbreite gangbare Kompromisse. Wie sich jedoch im Verlaufe der Behandlung zeigen
sollte, folgte die kleine Kammer mehrfach Minderheits- und Einzelanträgen, welche
weniger weit gehen wollten als die Kommissionsmehrheit. 
Bezüglich Zusammensetzung der Tabakprodukte und ihrer Emissionen sprach sich der
Ständerat mit 26 zu 18 Stimmen für einen Minderheitsantrag Müller (fdp, LU) aus, der
das vom Nationalrat vorgesehene Mentholverbot streichen wollte. Gemäss Müller
bestehen «keine gefestigten wissenschaftlichen Erkenntnisse» zum
Abhängigkeitspotenzial solcher Stoffe. Die Kommissionsmehrheit hätte eine Lösung
vorgesehen, die das Verbot auf Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen beschränkt,
elektronische Zigaretten, erhitzte Tabakprodukte und Snus hingegen von der Regelung
ausgeklammert hätte. Weiter hielt das Stöckli an seinem Beschluss fest, dass nicht der
Bundesrat über die verbotenen Zutaten bestimmen können soll, sondern dass diese im
Gesetzesanhang aufzuführen seien.
Bei der Verpackung wollte die Kommission an der bundesrätlichen und ständerätlichen
Fassung zur Produktinformation, welche auf resp. in der Verpackung enthalten sein soll,
festhalten. Jedoch setzte sich im Rat ein Einzelantrag Français (fdp, VD), welcher wie
die Nationalrätinnen und -räte wollte, dass nur die wichtigsten Informationen auf der
Packung enthalten seien und für den Rest beispielsweise auf eine Internetseite
verwiesen werde, mit 23 zu 21 Stimmen durch. Damit sollte die Notwendigkeit von
grösseren Verpackungen und einer unnötigen Erhöhung des CO2-Fussabdrucks der
Produkte verhindert werden. 
Im Kapitel zur Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring kam der Ständerat dem
Nationalrat weitgehend entgegen. Mit 25 zu 17 Stimmen stimmte er für einen
Einzelantrag Z'graggen (mitte, UR), die gleich wie die grosse Kammer forderte, dass
Werbung in Zeitungen, Zeitschriften und auf Internetseiten, die sich direkt an
Minderjährige richten, untersagt werden solle. Vom Zusatz «die von Minderjährigen
eingesehen werden», wie es die erste ständerätliche Fassung beinhaltet hatte, wurde
abgesehen, da daraus gemäss Z'graggen ein totales Werbeverbot resultieren würde.
Weiter kippte die kleine Kammer das generelle Werbeverbot in Zeitungen,
Zeitschriften, anderen Publikationen und im Internet aus dem Entwurf, indem sie im
entsprechenden Punkt mit 20 zu 20 Stimmen und dem Stichentscheid des
Ratspräsidenten Kuprecht (svp, SZ) dem Nationalrat folgte. Hans Stöcklis (sp, BE)
Warnung, dass dadurch ein Rückzug der Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» unwahrscheinlich werden dürfte, und
Gesundheitsminister Bersets Bedenken, dass sich eine Ratifizierung des WHO-
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Übereinkommens unter diesen Umständen schwierig gestalte, blieben wirkungslos. 
Untersagt werden soll hingegen, wie vom Nationalrat vorgeschlagen, die Werbung auf
von öffentlichem Grund aus einsehbaren Plakaten, in Kinos, in und an öffentlichen
Verkehrsmitteln, in und an Gebäuden mit öffentlichem Zweck und deren Arealen sowie
auf Sportplätzen und bei Sportveranstaltungen. Stillschweigend folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat zudem bezüglich Sponsoring durch Tabakfirmen, das nicht nur
bei Veranstaltungen internationaler Natur verboten werden soll, sondern auch, falls die
Veranstaltungen auf Minderjährige abzielten. Die bestehende Differenz zwischen den
zwei Räten bei der Verkaufsförderung konnte indes nicht beseitigt werden. Mit 22 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) hielt das Stöckli an seinem Beschluss fest, dass das
Verkaufsförderungsverbot nicht nur Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch E-
Zigaretten und «Gegenstände, die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt
bilden», einschliessen soll. Dass Zigarren und Zigarillos davon ausgenommen werden
sollen, hiess die kleine Kammer hingegen gut. Ferner beharrte der Ständerat auf seiner
Meinung, dass die Kantone über die Kompetenz verfügen sollen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen.
Eine weitere Differenz zwischen den beiden Räten bestand im Zusammenhang mit der
Meldepflicht von Ausgaben für Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring. Die
Kommissionsmehrheit schlug einen Mittelweg zwischen der nationalrätlichen Position,
auf eine Meldepflicht gänzlich zu verzichten, und der ursprünglichen ständerätlichen
Fassung, welche nach den einzelnen Bereichen aufgetrennte Meldungen vorsah, vor.
Konkret sollten Unternehmen lediglich zur Nennung eines einzigen Betrages für
Marketingaktivitäten verpflichtet werden. Auch sollte es möglich sein, den Betrag in
aggregierter Form, beispielsweise als Summe einer ganzen Branche, zu melden. Die
Mehrheit des Ständerats liess sich jedoch nicht davon überzeugen und folgte
stattdessen mit 24 zu 20 Stimmen einer Minderheit Gapany (fdp, FR), welche sich für
die Version des Nationalrates einsetzte. 
Schliesslich kam der Ständerat der Forderung des Nationalrates auf eine Änderung im
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen, welche das Verwenden von E-Zigaretten
und Tabakprodukten zum Erhitzen in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in
spezialisierten Verkaufsgeschäften in gewissen Zonen erlauben wollte, mit 39 zu 2
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nicht nach. Zudem beschloss das Stöckli auf Antrag seiner
Kommission neu, das Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung» zu klassifizieren. 37

Der Nationalrat nahm sich in der Herbstsession 2021 zum zweiten Mal dem
Gesetzesentwurf zum Tabakproduktegesetz an und kam dem Ständerat dabei in
einzelnen Punkten entgegen, hielt an verschiedenen Stellen jedoch an seinen
vorgängigen Beschlüssen fest.
Bezüglich Mentholverbot liess sich die grosse Kammer nicht umstimmen: Sie hielt mit
96 zu 86 Stimmen weiterhin an einem entsprechenden Verbot fest. Auch die Differenz
zur Frage, wer über die verbotenen Zutaten bestimmen darf, blieb bestehen. Während
der Ständerat diesbezüglich einen Gesetzesanhang vorgesehen hatte, war der
Nationalrat mit 114 zu 72 Stimmen nach wie vor der Meinung, dass der Bundesrat die
Kompetenz zur Bestimmung der betroffenen Zutaten haben soll. Lorenz Hess (mitte,
BE) erklärte für die SGK-NR, dass die Verordnungslösung dem Umstand, dass laufend
neue Produkte und Stoffe entwickelt würden, besser gerecht werde als die
Gesetzeslösung. 
Hingegen bereinigte die grosse Kammer im Bereich der Werbung und der
Verkaufsförderung verschiedene Differenzen. So zeigte sie sich nun mit 99 zu 88
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) bereit, den Kantonen das Recht zuzugestehen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen, und lenkte trotz zwei Minderheitsanträgen ein, das
Verkaufsförderungsverbot nicht nur auf Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch auf
E-Zigaretten und «Gegenstände, die eine funktionale Einheit mit dem Tabakprodukt
bilden», zu beziehen. Flavia Wasserfallen (sp, BE) argumentierte, dass dieser Zusatz
durchaus Sinn mache, da elektronische Zigaretten im ganzen Gesetz gleich behandelt
werden sollen wie die anderen Tabakprodukte. Sie könnten zwar den Umstieg auf
weniger schädliche Produkte unterstützen, allerdings stellten sie auch populäre
Einstiegsprodukte dar, welche Nikotinabhängigkeit zur Folge hätten.
Stillschweigend hiess der Nationalrat zudem die ständerätlichen Beschlüsse gut, die
Produktinformationen in den Verpackungen auf einige Angaben zu kürzen und das
Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung (Kinder und Jugendliche ohne
Tabakwerbung)» zu definieren. Des Weiteren lenkte der Nationalrat bezüglich einer
Differenz zum Bundesgesetzes zum Schutz vor Passivrauchen ein: Mit 108 zu 78
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sah er davon ab, dass das Verwenden von E-Zigaretten
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und Tabakprodukten in bestimmten Bereichen von Restaurations- und Hotelbetrieben
zugelassen werden soll. In spezialisierten Verkaufsgeschäften soll dies allerdings gemäss
Nationalrat möglich sein, womit diese Differenz zum Ständerat bestehen blieb. 38

Vier Tage nach der zweiten Behandlung im Nationalrat kam das Tabakproduktegesetz
erneut in den Ständerat. Die kleine Kammer hielt mit 27 zu 15 Stimmen an ihrer
Ablehnung des Mentholverbots fest und rückte auch nicht von ihrer Position ab, die
verbotenen Zutaten im Anhang des Gesetzes aufzuführen. Bei der Frage, ob E-
Zigaretten und Tabakprodukte zum Erhitzen in bestimmten Zonen von spezialisierten
Verkaufsgeschäften erlaubt werden sollen, lenkte der Ständerat hingegen ein und hiess
diese Regelung gut. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Der Nationalrat beugte sich in der Herbstsession 2021 abermals über die Vorlage des
Tabakproduktegesetzes und bereinigte die offenen Differenzen. So stimmte die grosse
Kammer mit 99 zu 85 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) in Übereinstimmung mit dem
Ständerat gegen ein Mentholverbot und legte fest, dass die verbotenen Stoffe direkt im
Anhang des Gesetzes zu regeln sind. Damit waren die letzten verbleibenden Differenzen
ausgeräumt und die Vorlage bereit für die Schlussabstimmungen.
Dabei gingen die Meinungen zum Erreichten jedoch weit auseinander. Während Lorenz
Hess (mitte, BE) betonte, dass die Regelung von Tabak dadurch erstmalig «nicht mehr
im Lebensmittelgesetz, sondern in einem einheitlichen Gesetz» erfolge, war
Gesundheitsminister Berset mit der Ausgestaltung des Gesetzes unzufrieden. Er
bemängelte, dass das Gesetz dem Jugendschutz nicht gerecht werde und die
Ratifizierung des WHO-Übereinkommens, das der Bundesrat seit 2004 anstrebe, damit
weiterhin nicht möglich sei. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
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In der Schlussabstimmung über das Tabakproduktegesetz Anfang Oktober 2021
segnete der Ständerat die Vorlage mit 28 zu 13 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Im
Nationalrat fiel die Verabschiedung mit 89 zu 77 Stimmen (bei 27 Enthaltungen) aus.
Während die Befürworterinnen und Befürworter in der grossen Kammer aus den Reihen
der Mitte-, FDP- ,GLP- und SVP-Fraktion stammten, lehnten die Fraktionen der SP und
der Grünen das Gesetz geschlossen ab. Flavia Wasserfallen (sp, BE) begründete die
ablehnende Haltung damit, dass man nicht ein Gesetz retten wolle, das keines der
gesetzten Ziele erfülle. Stattdessen setze man lieber auf die Volksinitiative «Ja zum
Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung (Kinder und Jugendliche ohne
Tabakwerbung)». Von den 27 Enthaltungen kamen 24 aus dem Lager der SVP-Fraktion
und 3 aus der FDP-Fraktion. Thomas de Courten (svp, BL) erklärte denn auch, dass
seine Fraktion dem Gesetz nicht zustimmen könne, da dessen Erfolg marginal sei,
während mit enormen Konsequenzen für die Wirtschafts- und Unternehmensfreiheit zu
rechnen sei. Im Sinne «eines gutschweizerischen Kompromisses» enthalte man sich
aber der Stimme, anstatt die Vorlage zum Scheitern zu bringen. Er halte die
Befürwortenden jedoch dazu an, in näherer Zukunft von weitergehenden Schritten
abzusehen und zuerst die Wirkung des Gesetzes abzuwarten. 41
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Heinz Siegenthaler (bdp, BE) reichte im September 2020 eine parlamentarische
Initiative mit dem Titel «Regulierung des Cannabismarktes für einen besseren Jugend-
und Konsumentenschutz» ein. Einhergehend mit den Empfehlungen der EKSF
beabsichtigte der Initiant im Zusammenhang mit THC-haltigem Cannabis die
gesetzliche Neuregelung der Aspekte «Anbau, Produktion, Handel und Konsum». Dabei
gelte es der Vier-Säulen-Drogenpolitik Rechnung zu tragen, Produktion und Handel der
staatlichen Kontrolle zu unterstellen, zwischen medizinischem und nicht-
medizinischem Markt zu differenzieren, die Prohibition abzuschaffen und dadurch dem
Schwarzmarkt entgegenzuwirken sowie die Besteuerung, Bewerbung und den Anbau für
den persönlichen Gebrauch zu regeln. Ende April 2021 gab die SGK-NR in einer
Medienmitteilung ihre Unterstützung für die parlamentarische Initiative bekannt (13 zu
11 Stimmen, 1 Enthaltung). Dabei wies sie insbesondere auf die Pilotprojekte zu nicht-
medizinischem Cannabis hin, auf die sie sich im Rahmen ihrer Arbeiten stützen wolle.
Im Oktober 2021 folgte ihre Schwesterkommission diesem Entschluss mit 9 zu 2
Stimmen. Die SGK-SR hob unter anderem die Wichtigkeit des Jugendschutzes und der
Prävention hervor und erklärte zudem, dass auch der internationale Kontext
miteinbezogen werden müsse. 42
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Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe
wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 43

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende 2021 machte eine Studie über den Drogenkonsum von Jugendlichen, die am
Jacobs Center der Universität Zürich durchgeführt worden war, von sich reden. Von
den befragten Zwanzigjährigen aus dem Raum Zürich konsumierten im Jahr vor der
Befragung mehr als 50 Prozent die Droge Cannabis. Dabei waren keine grossen
Unterschiede zwischen den Geschlechtern zu verzeichnen. Ausgehend von einer
vergleichbaren Studie bei Rekrutinnen und Rekruten sei zudem anzunehmen, dass es
keine spezifischen Stadt-Land-Unterschiede gebe, so die Studie. Boris Quednow,
assoziierter Professor und Pharmakopsychologe an der Universität Zürich, der an der
Studie beteiligt war, zeigte sich von den Ergebnissen überrascht. Gegenüber der NZZ
deutete er diese so, dass «[f]ür viel junge Menschen in der Schweiz [...]
Substanzkonsum zur Normalität geworden» sei. Er forderte daher eine verstärkte
Debatte über das Ausmass des Substanzkonsums durch Jugendliche, aber auch durch
die gesamte Gesellschaft. Es müsse nicht die totale Abstinenz angestrebt werden, es
gehe aber darum, besser mit dem Konsum umzugehen. Ein Schulfach «Substanzen und
Medikamente» könnte dazu beitragen, dass zukünftig weniger Personen einen
problematischen Konsum aufweisen. Dieser Aufruf wurde etwa vom Tages-Anzeiger
begrüsst: Nicht mehr die Illegalität von Substanzen, sondern deren Gefährlichkeit solle
verstärkt thematisiert werden. 44
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Im April 2022 befasste sich die SGK-NR erneut mit der parlamentarischen Initiative
Siegenthaler (mitte, BE) «Regulierung des Cannabismarktes für einen besseren
Jugend- und Konsumentenschutz». In ihrer Medienmitteilung gab die Kommission
bekannt, dass sie sich, nachdem sie eine Vertretung der EKSN angehört habe, mit 13 zu
6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) dazu entschieden habe, die Umsetzung der Initiative
mit der Schaffung einer Subkommission zu beginnen. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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JOËLLE SCHNEUWLY

Anfänglich habe man die E-Zigarette als «ein Mittel zur Rauchentwöhnung» erachtet,
erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des Tabaksteuergesetzes zur
Besteuerung von E-Zigaretten. Folglich habe man die E-Zigaretten aufgrund einer
Motion Zanetti (sp, SO; Mo. 11.3178) im April 2012 von der Tabaksteuer befreit – diese
Änderung solle nun teilweise rückgängig gemacht werden. In Umsetzung einer
überwiesenen Motion der SGK-SR (Mo. 19.3958) soll bei E-Zigaretten erneut eine
Tabaksteuer erhoben werden. Konkret soll die nikotinhaltige Flüssigkeit für E-Zigaretten
mit nachfüllbaren Behältern sowie mit Einwegkartuschen und -kapseln besteuert
werden, wobei der Steuersatz 20 Rp. pro Milliliter betragen und 93 Prozent unter
demjenigen von klassischen Zigaretten liegen soll. Bei Einweg-E-Zigaretten werden
hingegen sowohl die nikotinhaltige als auch die nikotinlose Flüssigkeit besteuert, hier
soll der Steuersatz CHF 1 pro Milliliter betragen und 67 Prozent unter demjenigen der
klassischen Zigaretten zu liegen kommen. Der Bundesrat erhoffte sich von dieser
Besteuerung eine präventive Wirkung beim Jugendschutz ohne Abschreckung der
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«aufhörwillige[n] Raucherinnen und Raucher». Die geschätzten Zusatzeinnahmen von
CHF 13.8 Mio. jährlich sollen wie die übrige Tabaksteuer der AHV und der IV
zugutekommen.

Die Vernehmlassung zum Entwurf, welche zwischen Dezember 2021 und März 2022
stattgefunden hatte, war auf reges Interesse gestossen: Es waren 572 Stellungnahmen
eingegangen, wobei die Wiedereinführung der Besteuerung breit begrüsst worden war
– einzig die SVP und verschiedene Privatpersonen hatten sich dagegen ausgesprochen.
Als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten hatte der Bundesrat die
Steuerbemessung vereinheitlicht, sodass diese neu eben in Abhängigkeit der Menge
nikotinhaltiger Flüssigkeit erfolgen soll. Auf Wunsch insbesondere von
Präventionsorganisationen habe man überdies den Steuertarif auf Einweg-E-Zigaretten
erhöht und zum Jugendschutz etwa auch nikotinlose Einweg-E-Zigaretten in die Steuer
einbezogen, berichtete der Bundesrat in seiner Botschaft. 46

Sozialhilfe

Nachdem erste Massnahmen per Anfang 2016 in Kraft gesetzt worden waren, galt es im
Verlauf des Jahres, die zweite Etappe der Revision der SKOS-Richtlinien anzugehen. Im
Zuge der Teilrevision dieser Richtlinien hatten sich SKOS und SODK geeinigt, den
Prozess in zwei Schritten umzusetzen. Dieser zweite Schritt umfasste die Revision der
situationsbedingten Leistungen (SIL), die Formulierung von Empfehlungen zur
Verminderung von Schwelleneffekten, eine genauere Definition der Trennlinie zwischen
Sozial- und Nothilfe sowie die Erstellung von Vorgaben für Mietzinsmaxima sowie
Möglichkeiten zur besseren Arbeitsintegration von Müttern. Zudem wurde beschlossen,
dass die Teuerungsanpassung für den Grundbedarf der Sozialhilfe auch weiterhin
zeitgleich und im gleichen prozentualen Umfang erfolgen soll wie beim Lebensbedarf
der Ergänzungsleistungen zur AHV und IV.

Im Mai wurden diese Teilbereiche konkretisiert und verabschiedet, sie sollen auf den 1.
Januar 2017 von den Kantonen umgesetzt werden. Darüber hinaus einigte man sich an
einer Sozialkonferenz über Empfehlungen für unbegleitete minderjährige Kinder und
Jugendliche aus dem Asylbereich – Asylgesuche aus dieser Kategorie haben merklich
zugenommen im vergangenen Jahr – und formulierte Empfehlungen für die
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendpolitik in den Kantonen. Rückblickend wurde
auch festgehalten, dass die beschlossenen Massnahmen aus der ersten Etappe der
Teilrevision von 20 Kantonen umgesetzt werden; dies wurde als grosser Beitrag zur
Harmonisierung der Sozialhilfe gewertet. Die übrigen Kantone waren bereits früher auf
einem ähnlich strengen Kurs oder hatten den eigenen Umsetzungsentscheid noch
vertagt. 47

ANDERES
DATUM: 20.05.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sport

Eine von der FDP-Fraktion im Sinn einer vermehrten Sportförderung eingereichte
Motion mit dem Ziel, bei den Veranstaltungen von «Jugend und Sport» die untere
Alterslimite auf 12, allenfalls auf 10 Jahre zu senken, wurde vom Nationalrat als Postulat
überwiesen. 48

MOTION
DATUM: 14.12.1990
MARIANNE BENTELI

Gleich wie vor ihr der Nationalrat regte die kleine Kammer an, die untere Alterslimite
von «Jugend und Sport» auf zwölf, allenfalls auf zehn Jahre zu senken. Da
Bundespräsident Cotti bereits laufende Arbeiten ins Feld führen konnte, wurde eine
entsprechende Motion Rüesch (fdp, SG) nur in Form eines Postulates überwiesen. 49

MOTION
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

In Ausführung eines Postulates Rüesch (fdp, SG) schickte der Bundesrat einen
Vorschlag zur Senkung der unteren Altersgrenze für «Jugend und Sport» von 14 auf
10 Jahre in die Vernehmlassung. 50
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Praktisch oppositionslos stimmten beide Kammern der Herabsetzung der unteren
Altersgrenze für Jugend und Sport (J+S) von 14 auf 10 Jahre zu. Damit können rund
170'000 Kinder mehr als bisher in die J+S-Programme aufgenommen werden. Die
zusätzlichen Kosten von rund CHF 18 Mio. pro Jahr will der Bund durch andere
Einsparungen bei J+S ausgleichen. So werden die Förderungsbeiträge an die Kantone
teilweise abgebaut, Mindestentschädigungen für kleine Kurse gestrichen, die Porti der
sportlichen Leiter nicht mehr vergütet und die J+S-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer
inskünftig nicht mehr der Militärversicherung unterstellt. Obgleich das verstärkte
Engagement des Bundes die Kantone finanziell kaum entlastet, war die Vorlage in der
Vernehmlassung sehr positiv aufgenommen worden. Die Herabsetzung des J+S-Alters
entspricht einer langjährigen Forderung der Kantone. 23 Kantone haben denn auch
bereits in eigener Initiative Anschlussprogramme für die 10-bis 13-Jährigen realisiert. 51
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